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MM « Teil
vrdnnng der zweiten Prüfung für das Lehr¬

amt an de« Bolrsfchnle« in Baden
Im nächsten Amtsblatt des Ministeriums des Kultus

und Unterrichts wird die neue Verordnung über „Ord¬
nung der zweiten Prüfung für das Lehramt an Volks¬
schulen in Baden " (bisherige Dienstprüfungsordnung )
veröffentlicht. Die Verordnung tritt am 1 . Juli 1931 in
Wirksamkeit und findet Anwendung auf diejenigen Leh¬
rer, welche ihre erste Prüfung auf Grund des Gesetzes
vom 30 . März 1926 über die Änderung des Schulgesetzes
vom 7 . Juli 1910 abgelegt haben.

So« dev detttßrveu Reiihsvoft
m Bade«

P .A. Aus die hervorragende Bedeutung der Deutschen Reichs¬
post für unser Wirtschaftsleben ist in den letzten Jahren wie¬
derholt in der Tagespresse hingewiesen worden. Es inag aber
nicht uninteressant sein , einmal zahlenmäßig an Hand der amt¬
lichen Statistik zu zeigen, was die Reichspost , speziell in unse.
rem Land, leistet. Das einschlägige Material entstammt dem
„Statistischen Jahrbuch für das Land Baden "

, Jahrgang 1960.
Ehe auf die Leistungen der Reichspost im einzelnen einge¬

gangen wird, sei vorausgeschickt , daß letztere in unserem Land
183 Postämter , 73 Zweigpostämter, 608 Postagenturen , 120
Poststellen und 617 Posthilfsstellen unterhält ; mit anderen
Worten : Es dürfte in unserem Land nur noch ganz wenige
Gemeinden geben , die sich nicht des Vorteils einer eigenen
Postagentur oder einer Posthilfsstelle erfreuen . Auch die Post¬
beförderungseinrichtungen der Reichspost find in den letzten
Jahren in unserem Land planmäßig ausgebant worden. Die
Zahl der Kraftfahrzeuge , die für den Kraftfahrdienst Verwen¬
dung finden, beträgt 374 , darunter 280 Kraftomnibusse. 142
Linien mit einer Streckenlänge von 3122 Kilometer, werden
heute in unserem Land durch die Kraftpost bedient. Die Zahl
der Fahrräder beträaf 432 die der Postwagen und Postschlit¬
ten 122 ,

Und null einige Zähren über die Ausdehnung des Postver¬
kehrs in unserem Landl An Einschreibbriefsendungen (ein¬
schließlich Postaufträgen ) wurden im Berichtsjahr 1928 über
4 Millionen eingeliefert und ebenso viele sind eingegangen
(ohne Postaufträge ) . Die Zahl der eingelieferten gewöhnlichen
Pakete und unversiegelten Wertpakete hat im letzten Fahr
1014 Millionen , die der eingegangenen gewöhnlichen Pakete
11,8 Millionen betragen . Wertpakete wurden eingeliefert
807 000 , eingegangen sind 164 000 . An Postanweisungen und
Zahlkarten wurden eingeliefert 12,9 Millionen , eingegangen
sind 4,5 Millionen 56 Millionen Zeitungsnummernstücke wur¬
den durch die Post vertrieben . Außerordentlich vielseitig ist
auch die Benützung der Telegraphie und des Fernsprechers.
Aufgegeben ivurden im ganzen Land im Jahr 1928 über 1,3
Millionen Telegramme , angekommen sind über 1,3 Millionen .
Von der Einrichtung , auf besonderen! Schmuckblatt Glück¬
wunschtelegramme zn senden , wurde in 24 647 Fällen Ge¬
brauch gemacht . Die Einrichtung der Blitztelegramme hat so
gut wie noch gar keineit Eingang gefunden ; im letzten Jahr
wurden nur 21 Telegramme dieser Art befördert . Ortsge¬
spräche wurden durch die Reichspost 67,2 Millionen vermittelt ,
Ferngespräche 11,6 Millionen . Die Gesamtzahl der Sprech -
stellen (Haupt, und Nebenanschlüsse ) beträgt 102 777 . Die
Länge der Anschlußleitungen ist auf 296 380 Kilometer, die
der Fernleitungen auf 79 777 im Jahr 1928 gestiegen . Öf¬
fentliche Sprechstellen gibt es im Land 2409 .

Endlich noch ein Wort über das Postscheckwesen. Beim
Postscheckamt Karlsruhe beträgt die Zahl der Postscheckkonten
43 644, der Gesamtumsatz 8 .7 Milliarden Reichsmark. Bargeld¬
los sind im Jahr 1928 über 2 Milliarden Gutschriften und
über 2,5 Milliarden Lastschriften abgewickelt worden. Im
Überweisungsverkehr mit dem Ausland wurden 8,3 Millionen
Reichsmark umgesetzt . _

Me Sense des SibulaukbaueS
Eine Besprechung t» Retchsinuenmtntstertum

Eine neue Konferenz über die Fragen der Schulaufbaues
und des Berechtigungswesens ließ das Reichsinnenministerium
der vor längerer Zeit veranstalteten Aussprache mit den Wirt¬
schaftsverbänden folgen. Diesmal waren die Lehrer - und
Lehreriuaenverbände eingeladen.

Die Bertreter dieser Verbände wurden durch Ministerial¬
direktor Pellengahr von den Absichten des Reichsinnenministe-
rinms unterrichtet . Es ist ein Ausschuß eingesetzt , der die
Frage der Vereinheitlichung bearbeiten soll. Dem Problem
der üVerfüllung von höherer Schule und Hochschulen durch
deutsche Schüler und Studenten , deren Begabung auf mehr
praktisch« Berufung hinweist, kann nur durch eine zweckmäßi¬
gere Ausgestaltung des Berechttguugsweseus vorgebeugt wer¬
den . Eine Bereinbarung der Länder über eine „mittlere
keife ", die sowohl in der Volksschule mit entsprechendem Auf¬
bau , wie den von der Volksschule auS zugänglichen Fach¬
schulen. ebenso wie durch den Abschluß einer Mittelschule oder
der Untersekunda einer höheren Lehranstalt erworben werden
kann, stehen vor dem Abschluß . Sie wird die Gleichwertigkeit
dieser Bildungsgänge unter dem Gesichtspunkt der Berufs¬
reife anerkennen .

Die Bertreter der Organisationen sprachen sich einmütig für
die Notwendigkeit einer stärkere« Vereinheitlichung des deut¬
schen Schulwesens aus . Auch die vom Reichsministerium des
Innern entwickelten Grundzüge fanden grundsätzliche Zu¬
stimmung .

*

Letzte Nachrichten
Sfthttfebevatrmg km Ausschuß

Im Plenum Außenetat
BDZ . Berlin , 17. Mqrz. (Tel.) Der O st a u S s ch u ßdes Reichstages begann heute die Beratung der O st h t l f e -

ersetze . Es fand zunächst eine Erörterung über die tech¬
nische Durchführung der Beratung statt. Die Brrhandlunge «
sollen nach Möglichkeit beschleunigt werden. Der H a » S -
Haltsausschuß hat bereits für Mittwoch abend eine Sit¬
zung i« Aussicht genommen, um seinerseits die Osthilsebera-
tung zu beginnen.

Das Plenum begann bereits um 12 Uhr . Nachdem die
Beratung des Haushalts des Arbeitsministeriums abgeschloffe»
ist, wird der Haushalt des Auswärtige » Amtes
in Angriff genommen. Eine außenpolitische Debatte
findet bei dieser Gelegenheit nicht statt , überhaupt ist die
allgemeine Aussprache schon gelegentlich der letzten außen¬
politischen Aussprachen mit erledigt worden, so daß heute nur
noch dir Einzelberatung des Haushalts stattfindet. Verbunden
damit wird die Erledigung einer großen Zahl von Abkommen
mit einer Reihe von Staaten .

*
Die Arbeiten des . Reichstages sind nunmehr soweit gediehen,daß man mit der Verabschiedung des Etats und der übrigen

wichtigen Vorlagen bis zum Ende der nächsten Woche rechnet.
Allerdings werden lange Reichstagssitzungen notwendig wer¬
den . Daher können die Sitzungen im heutigen Dienstag und
morgigen Mittwoch um 12 Uhr, von Donnerstag an sogar um
10 Uhr vormittags beginnen, ohne Rücksicht auf die etwa noch
nötigen Ausschußsitzungen .

Der vom Reichsrat genehmigte Gesetzentwurf über Z»ll-
Lnderunge» ist jetzt dem Reichstag zugeleitet worden. Er gibtder Regierung Ermächtigungen zur autonomen Regelung von
Zöllen und zur vorläufigen Anwendung von zweiseitige« Wirt »
fchaftSabkdmmen .

Atte Stratzeukuirdgebuuge» für Ostern
in Berlin verboten

ERB . Berlin, 17. März . (Priv .-Tel .) Im Hinblick auf die
blutigen Vorgänge bei dem vorjährigen Ostertreffen der kom¬
munistischen Jugend in Leipzig , hat der Polizeipräsident von
Berlin alle öffentlichen Kundgebungen unter freiem Himmel
am 8. und 6. April, also auch das Reichsjugendtrrffen der
Kommunistischen Partei in Berlin , verboten. Versammlun¬
gen in geschloffenen Räumen werden von dem Verbot nicht
betroffen.

Das Befinde« Hermann Müllers
ERB , Berlin , 17. März . (Priv . -Tel .) Der Zustand des

früheren Reichskanzlers Müller ist nach wie vor als äußerst
ernst zu bezeichnen , wenn auch gegenüber den ersten Nachl -
stunden eine geringfügige Besserung wahrnehmbar ist. Der
Kranke ist bei Bewußtsein. Um 148 Uhr abends treten die
Arzte zu einer neuen Beratung zusammen.

Kommunistischer Aufiöfnngsantrag
t« Braunschweig

WTB . Braunschweig, 17 . März . (Tel .) Der braunschweigi¬
schen Staatsregierung ist ein kommunistischer Antrag auf Zu¬
lassung eines Volksbegehrens auf unverzügliche Auflösung deS
Braunschweigischen Landtages zugegangen. In dem Begleit¬
schreiben wird ersucht , von der Beibringung der nach den Be¬
stimmungen erforderlichen 2000 Unterschriften Abstand zu neh¬
men. da nach dem Ausgang der Wahlen vom 14. September
1930 und vom 1 . Mürz 1931 glaubhaft nachgewiesen sei , daß
bestimmt 2000 Wahlberechtigteden Antrag unterstützen. Eine
Begründung ist dem Antrag nicht beigegeben . — Bekanntlich
haben die Kommunisten bei den Kommunalwahlen am 1 . März
d. I . einen beträchtlichen Stimmenzuwachs erfahren .

Bombenexptofio » in Belgrad
WTB . Belgrad, 17. März . (Tel ) Im Regierungsviertel

sind heute morgen vier Bombe« explodiert. Es handelt sich
um Höllenmaschinen; eine davon war an der Rückfront des
Kriegsministeriums aufgejtellt, eine zweite an der gegenüber¬
liegenden Kriegsakademie, die dritte am Verkehrsministerium
und die vierte beim Finanzministerium . Durch die Explo¬
sionen soll ein Offizier getötet , mehrere Paffanten sollen ver¬
letzt worden sein . Der Sachschaden ist unbedeutend.

Die Pariser rnffische Handelsvertretung
verurteilt

WTB . Paris , 17. März . (Tel .) Auf die Klage einer Pe -
troleumimportgesellschaftund einer Bank hat das Pariser Ge¬
richt die Sowjethandelsvertretung zu einer vorläufigen Zah¬
lung von 49 Millionen Franken Schadensersatz verurteilt .
Nach dem Tatbestand hat das sowjetruffische Naphthashndik«rt
einen Lieferungsvertrag mit der Petroleos Porlo -Ex-Pi ^Re-
sellschaft abgeschlossen, diesen Vertrag aber gebrochen , als die
spanische Regierung das staatliche Petroleumeinfuhrmonopol
einführte .

Das Urteil gegen die BerfchwSrer in Jaea
WTB . Madrid, 17. März . (Tel . ) Nach einer bisher unver¬

bürgten Meldung soll das Kriegsgericht zwei Hauptleute und
einen Leutnant zum Tode , zwei Leiitnants und einen Ser¬
geanten zu lebenslänglichen Freiheitsstrafen verurteilt haben.
Alle anderen Offiziere und Mannschaften wurde» zu je sechs
Monaten Gefängnis unter Anrechnung der Untersuchungshaft
verurteilt .

♦Be« Singer auf - r« wunde
Die Grunde der Wirtschaftskrisis in Deutschland wer-

den seit einiger Zeit von allen Politikern und Publizisten ,denen die Zukunft unseres Volkes am Herzen liegt , mit
dem größten Eifer untersucht. Und der Erfolg ist der ge¬
wesen, daß eine Reihe dieser Gründe heute bereits als
vollkommen ausreichend zur Erklärung anerkannt werden.

Die parteipolitische Polemik darf über diese Tatsache
nicht hinwegtäuschen. Diese Polemik ist schuld daran, daß
hie und da der Eindruck einer gewissen Einseitigkeit ent¬
stehen konnte, daß hie und da der Glaube erwuchs, dieser
oder jener Vorgang , dieser oder jener Fehler sei einzig
und allein an der ganzen Misere schuld. Es sind aber
mehrere Faktoren , die zusammengcwirkt haben . Sie las¬
sen sich alle in zwei Kategorien einteilen , in die Fehler ,
die sich aus einer falschen Einstellung , aus einer falschen
Politik ergaben , und die ungünstigen Einwirkungen , ge-
gen die wir uns — ob wir nun wirtschaftspolitisch klug
waren oder nicht — nach Lage der Dinge nicht wehren
konnten.

Den kranken Körper der deutschen Volkswirtschaft er¬
kennt man am besten an seiner Disfunktion , an den Wun¬
den, die er aufweist . Es ist das große Verdienst des
Reichsarbeitsministers Or. Stegerwald , den Finger auf
eine dieser Wunden gelegt zu haben, und zwar auf eine
Wirnde, die sicherlich als eine der gefährlichsten zu gelten
hat . Stegerwald hat vor einigen Wochen in Münster i . W.
unserer gesamte» Wirtschaft den Vorwurf gemacht , daß
„ sie sich in einem Zustand der Überorganisation und gleich¬
zeitig der Desorganisation befinde"

. Und er hat dann die
Öffentlichkeit auf eine Tatsache aufmerksam gemacht , die
wohl wie keine zweite , diese Desorganisation beweist.

Er hat nämlich mitgeteilt , wie groß die Preisspanne
auf dem Gebiet der wirtschaftlichenGüter ist. Die Land¬
wirtschaft verkauft jährlich Erzeugnisse im Werte von
rund 10 Milliarden Reichsmark, der Konsument zahlt da¬
für aber rund 20 Milliarden Reichsmark oder 100 Pro ;,
mehr ! Das ist ein völlig unsinniges Verhältnis . In ande¬
ren wirtschaftlich gut durchorganisierten Ländern zahlt
der letzte Verbraucher etwa 25—30 Proz . mehr, als der
Erzeuger erhält . Bei uns in Deutschland war es vor dem
Kriege so , daß bei einem Warengut im Werte von 100
Mark 70 Mark auf die Produktion und 30 Mark auf die
Verteilung fielen . Heute entfallen 57 MH auf die Produk¬
tion und 43 Ml auf die Verteilung ! Eine solche Verschie¬
bung von 13 Proz . bedeutet etwa 5—0 Milliarden Reichs¬
mark. Würde man diesen Betrag wieder in der Produk¬
tion ansetzen können, so würde das . weil die Produktion
sehr viel mehr Menschen braucht als der Handel, eine
Mehrbeschäftigung von 1—IV2 Millionen Menschen be¬
deute«. Ferner würde es eine Verminderung von Fehlin¬
vestierungen des Kapitals bedeuten. Und schließlich würde
,es bedeuten die Schaffung eines größeren LebensranmeS
für die produktiv tätigen Menschen .

Wir haben schon mehrfach an dieser Stelle auf die volks¬
wirtschaftliche Bedeutung der Produktion hingewiesen.
Diese Produktion ist es, welche das gesunde Fundament
unserer Nationalwirtschaft schafft. Und es ist ein Zei¬
chen der Entartung und Verkümmerung, wenn diese Pro -
duktion mißachtet und an ihrer Stelle der Wert des Han¬
dels , der Warenverteilung , in übertriebener Weise betont
wird . Es gibt Länder und Staaten , die ihrer ganzen Ent¬
stehungsgeschichte nach Handelsstaaten sind. Karthago war
ein solcher Handelsstaat und England ist es . Hier gelten
natürlich andere Grundsätze. Deutschland aber ist ein sol¬
cher Handelsstaat nicht . Deutschland ist in erster Linie
Produktionsland . Und die große Wirtschastskrisis, in der
wir jetzt stecken, mußte kommen, als eine Politik zur Herr¬
schaft gelangte , welche diese Tatsache ignorierte und der
Warenverteilung , dem Handel, eine wichtigere Stellung
einräumte , als der Warenerzeugung .

Die Teuerung ist zu einem Teil auf die Tatsache zu¬
rückzuführen, daß die produzierte Ware auf dem Wege
vom Produzenten zum letzten Abnehmer so viele Zwischen-
stellen durchläuft, daß sie schließlich zu einem unberechtigt
hohe« Preise an den Konsumenten gelaugt. Stegerwald
hat diese Preisspanne also auf 100 Proz . beziffert. Das
ist eine ungeheure Ziffer ! Und unsere ganze Wirtschafts¬
politik wird nur dann Erfolg haben, wenn sie mit allen
Mitteln und allen Kräften daran geht, diese Spanne
wieder zu verringern .



Me Hanrbrivsev Movdiat
' ' Ss ist' nun auch der dritte Tätet lies Attentats auf das kom¬

munistische BürgerschastSmitglied Henning , Hans Alois Hoeck -
mrtzer , in Hamburg festgenommenworden. In Hamburg wur¬
den umfassende Zeitungs - und Bersammlungsverbole erlas¬
sen , ebenso Versammlungsverboie für das preußische Altona.
Dort kam es zu einer Schießerei, wobei zwei Nationalsozia¬
listen erheblich verletzt wurden.

*
CNB. Hamburg, 17. März . (Priv .-Tel .) Die Vernehmung

der drei an dem Mord des kommunistischen Bürgerschaftsver-
treters Henning beteiligten Personen dauert an . Die bei
dem Anschlag verletzte Lehrerin ist gestern im Krankenhaus
operiert worden. Der Eingriff ist glatt verlaufen . In einem
Flugblatt der Kommunistischen Partei wird zu einem politi¬
schen Raffenstreik in den Betrieben am Tage der Einäscherungdes ermordeten Henning aufgefordert.

Der dritte Verhaftete, Hoeckmeyer, gibt- an , von Jansen kurz
hintpr Ochsenwärder den Auftrag erhalten zu haben, den
Chauffeur zum Halten zu zwingen. Das habe er mit vor¬
gehaltener Pistole getan. Er hat gehört, daß Jansen oder
Bammel die Kommunisten gefragt hat, ob einer von ihnen
AndrL wäre und daß Henning sich darauf mit seinem richtigenNamen genannt habe . Zu einer Mitteilung der hiesigen Gau¬
leitung der Nationalsozialistischen Partei , daß sie die Namen
der drei Täter der Polizeibehörde am Sonntagnachmittag an¬
gegeben habe , stellt die Polizeibehörde fest, daß diese Mittei¬
lung ihr nichts Neues bedeutete, da ihr bereits mehrere Stun¬
den vor dem Anruf der Gauleitung der Nationalsozialistischen' Partei die Namen der Täter bekannt gewesen seien und alle
Schritte zur Festnahme eingeleitet waren .

*
Der Gau Hamburg der Nationalsozialistischen Partei er¬

klärt zu dem Mord an dem Kommunistenführer Henning, daß
die Täter zur Zeit der Tat Mitglieder der Nationalsozialisti¬
schen Partei gewesen seien. Sie hätten sich mit der Tat
selbständig — nach den Anordnungen Hitlers — aus den Rei¬
hen der Partei ausgeschloffen . Die besondere Verabscheu¬
ungswürdigkeit und die Art der Ausführung der Tat habebei der Partei den Eindruck erweckt, daß die Täter durch Lock¬
spitzel zu der Tat veranlaßt worden seien .

Auch Adolf Hitler bedauert und verurteilt in einer Erklä¬
rung die Tat . Er sehe aber in den Täter nur die unglück¬
lichen Opfer einer seit Monaten ungestraft betriebenen Blut -
und Mordhetze der kommunistischen Antifaschisten. Zahlreiche
Parteigenossen seien dem verbrecherischen Wüten dieser Mord¬
propaganda zum Opfer gefallen. So sehr er daher die Tat
verurteile , so groß sei sein Mitleid mit den verirrten unglück¬
lichen Parteigenoffen , die sich durch ihr Handeln selbst aus
der Bewegung ausgeschlossen hätten. Er habe RechtsanwaltOr. Frank II in München beauftragt , die Verteidigung der
drei Täter zu übernehmen.

Der Tetzner-Prszetz
WTB . Regensburg , 17. März . (Tel . ) Vor dem Regens¬

burger Schwurgericht begann am heutigen Dienstag vormittag
dev -auf zwei Tage berechnete Mordprozeß gegen das Ehepaar
Tetzner unter ungeheuerer Beteiligung des Publikums , der
Presse und aus Kreisen der Justiz . Die VerteidigungTetzners
liegt in , den Händen des Rechtsanwaltes Sauter (München),
Frag Tetzner wird von Rechtsanwalt Dn Strauß (München)
vertreten . Die beiden Angeklagten befinden sich schon seiteinem Jahr in Untersuchungshaft. Die Anklage lautet gegenTetzner auf Mordversuch und Mord in Tateinheit mit gemein¬
schaftlich verübtem Versicherungsbetrug, für Frau Tetzner aufBeihilfe .

_
Staatspartei und Reichsbanner. Reichstagsabgeordnetervr . Külz machte in der letzten Sitzung der Gesamtvorstandschaftder Deutschen Staatspartei Mitteilung über die Ergebnisse

von Besprechungen mit dem Reichsbanner. Es wurde unter
Zustimmung des Vorstandes festgeftellt , daß überall dort, wo
der Grundgedanke des Reichsbanners, Schutzwehr des Staates
von Weimar zu sein , Und die Parität gewahrt bleibt, eine Zu¬
sammenarbeit mit dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold aufder Linie der staatspolitischen Ziele der Deutschen Staats¬
partei liegt.

M dem RekbStas
Debatte über die Hamburger Vorgänge —

Lärmszenen der Kommunisten
Im Reichstag wurde am Montag das Genfer Abkommenmit 231 gegen 106 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen indritter Lesung endgültig angenommen. Die Hoffnung der

Gegner dieses Abkommens, daß die Deutschnationalen unddie Nationalsozialisten noch in letzter Minute erscheinen undmit ihren Stimmen die Annahme verhindern würden, hat sichnicht erfüllt . Abg . Hemeter gab in einer Erklärung der Land¬
volkfraktion der Enttäuschung darüber Ausdruck .

Die zweite Beratung des Haushalts des Reichsarbeitsmini ,
steriums konnte auch am Montag noch nicht ganz zu Ende ge¬führt werden. Aus dem großen Aufgabenbereich des Mini¬
steriums ergab fich immer neuer Redestoff für Anregungen,Wünsche und Beschwerden . Die Tagesordnung war außerdembelastet worden durch in letzter Stunde eingegangene An¬
träge der Sozialdemokraten und Kommunisten, die sich mitder letzten politischen Bluttat in Hamburg befaßten. Die
Sozialdemokraten ersuchten in einem Antrag die Regierung,unverzüglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Möglich ,
keit bietet, die Aufforderung zum politischen Mord wirksamer
zu bekämpfen und schärfere Bestimmungen über den Handelmit Waffen und Munition bringt . Die Kommunisten benutz¬ten die Gelegenheit, um wieder einmal die Aufhebung desVerbots des Roten-Frontkämpferbundes zu beantragen . Dadie Nationalsozialisten und ihre Freunde nicht anwesend wa¬ren , hätte man eigentlich auf einen glatten Verlauf der Bera¬
tung des sozialdemokratischen Antrages rechnen können .

Der sozialdemokratische Abgeordnete Sollmann , der ihn be¬
gründete, enthielt sich auch aller Angriffe gegen die Kom¬
munisten und richtete seine Front,ausschließlich gegen die Na¬
tionalsozialisten. Das hinderte die Kommunisten nicht daran ,dennoch einen wüsten Lärm zu vollführen und durch ihre Ord¬
nungsstörungen eine Unterbrechung der Sitzung zu erzwin¬
gen . Da ihr eigentlicher Gegner, die NationalsozialistischePartei , nicht zur Stelle war , richteten sich ihre Wutausbrüche
gegen die Sozialdemokraten . Der kommunistische AbgeordneteLohagen drehte die Sache so, daß er den sozialdemokratischen
Polizeipräsidenten und früheren Ministern unterstellte, siehätten die Bluttaten von Nationalsozialisten gegen Kommuni¬
sten im Stillen begünstigt. Auf diese Weise konnte Lohagenalle möglichen Beschimpfungengegen seine sozialdemokratischenGegner anbringen . Er erhielt dafür vom Vizepräsidenten zu¬
nächst zwei Ordnungsrufe und die Ankündigung der Wortent¬
ziehung beim dritten Ordnungsruf .

Als Vizepräsident Effer dann bei einem weiteren Schimpf¬wort zur Entziehung genötigt wurde, kümmerte sich Lohagen
nicht um diese Wortentziehung . Dieser redete jedoch weiter,
auch dann , als Vizepräsident Esser wegen der Unmöglichkeit ,
sich Gehör zu verschaffen , die Sitzung unterbrach.

Die Kommunisten sangen gemeinsam die Internationale .Sie brachten ein dreifaches „Rotfront I " aus und gingen zu
stürmischen Pfuirufen über, als nach Wiedereröffnung der
Sitzung Vizepräsident Esser mitteilte , daß Abg . Lohagen auf
36 Sitzungstage von Sitzung und Diäten ausgeschlossen sei .

Gegen Kommunisten und Landvolk wurde der sozialdemo -
krattsche Antrag angenommen» während der kommunistische
Antrag der Ablehnung verftel.

Die Reichstagssitzung am heutigen Dienstag begann bereits
um 12 Uhr. Zunächst wurde die zweite Beratung des Haus¬
halts des? Reichsarbeitsministeriums fortgesetzt ; dabei schilderte
die Abg . Frau Schuch (Soz .) die besondere Notlage der ju¬
gendlichen Erwerbslosen. Abg . l )r. Winschuh (Staatsp .) Ge¬
zeichnete die Reallohnstatistik- des Jitternationalen Arbeits¬
amts als höchst irreführend . Es sei nicht wahr , daß der
Reallohn der deutschen Arbeiter weit hinter dem der meistenanderen Länder zurückbleib «. Das Märchen vom deutschen
Lohndumping werde dadurch gefördert. Abg. Frau Eitner
(D . Vp . ) verlangt größere Fürsorge für die werdenden Müt¬
ter . Die Regierung sollte bem Ausschußantrag Rechnung
tragen , der Müttererholungsfürsorge in Heimen verlangt . Die
Kleinrentnerfürsorge sollte verbessert werden.

3>fe ^Dvelsvosrhenovev "
als Tonfilm

Zur Karlsruher Erstaufführung in der „Schauburg"
einiges RachdenNiche und Nachträgliche

Der Jagd nach Tonsilmthemen ist nun auch die „Drrigro -
fchenoper " zum Opfer gefallen. Wohl kämpften Brecht und
Weil einen heroischen Kampf gegen die allmächtige Filmindu¬
strie» aber sie sind — nicht ohne sehr betrüblichen Rest —
Sieger geblieben. Ich meine damit nun keineswegs den nach¬
träglichen Antrag des thüringischen Innenministers auf Wi¬
derruf der Zulassung durch die Filmoberprüfstelle, sondern nur
die künstlerische Seite der Angelegenheit. Wer freilich das
theatralische Urbild kennt, mutzte von vornherein die Zweck¬
mäßigkeit seiner filmischen Umbildung vorbehaltlos verneinen,und selbst wenn man dem Autorenpaar , was aber bekanntlich
gar nicht der Fast war, in jeder Hinsicht plein pouvoir bei der
zu drehenden Arbeit garantiert hätte, wäre wahrscheinlich auchkaum etwas anderes als «in — skandalöses Atelierfabrikat
herausgekommen. . . .

Doch gerade dies gibt Anlaß , den Herren Produktions -
Bürokraten einmal überhaupt das Verfehlte eines solchen Ver¬
fahrens unter die Rase zu halten und sie vor dem zwar nahe-

, liegenden, aber im Grund so armseligen Gedankengang zuwarnen , aus einem guten Theaterstück müffe absolut sich auch
eig treffliches Filmwerk Herstellen laffen. Für den negativenAblauf einer derartigen Spekulation ist ja überdies nicht bloßdas gegenwärtige Beispiel schon Beweis genug, obwohl eS viel¬
leicht das bisher typischste Dokument dünkt und . im gigan¬tischen Ausmaß seines Kitsches sicher nicht so schnell nochüberboten werden kann.

Dabei wurden 2 'A Millionen Reichsmark angeblich von den
Kameramännern in seine Herstellung investiert, eine un¬
glaublich hohe Summe für ein Werk , das — wie die meisten

. seiner in ähnlich bequemer Arbeitsweise zu Kinostoffen üm -
gebogenen Theaterstücke übrigens — nun ein kindischesSpektakel und eine ebenso nachlässige wie für die geschäft¬
liche Auswertung doch recht kümmerliche Photographie gswör- •
den ist. Es ist nicht der Schauspielwert allein , der ganz er¬
heblich gemindert scheint und in dieser Fassung beim Publi - -
kum eine große Duldsamkeit voraussetzt,- es ist vor allem die
einzigartige Psychologie , des ursprünglichen Bettlermilieus sovollkommen zerstört, daß nicht einmal viel rohstoffliches Inter¬
esse ubrigbleibt. Am schlimmsten sind wohl die einer pbm -■ Posen Inszenierung zuliebe vorgenommenen Änderungen der
Schlußbilder geraten , durch die alle feinere , Ironie , die im

. Theater doch mit der Tendenz des Sujets einigermaßen ver- '

. söhnt , verloren geht , aber auch sonst hat der Ausdrucksmodus
_ mehrfach eine recht peinliche Nüance und in der Trauszene .'

zum Beispiel sogar eine ganz unnötige und geradezu verlet¬

zende Schärfe erhalten . Dabei sieht man freilich nun sehr
deutlich , mit welchen Trumpfkarten die Kinoleute arbeiten
zu müffen meinen, um aus ihrer Ware einen Kasseumagne-ten zu machen ; an solchen Wirkungsmitteln wird zudem klar,wie wett wir noch von einer intellektuellen Kinematographie
entfernt sind, die über eine billige Aneinanderreihung von
Episödchen und Anektödchen hinausreicht und zu einer künst¬
lerisch befriedigenden Darstellungsform vorzudringen vermag.

Aber auch vom rein tonfilmischen Standpunkt aus , für den
hier zweifellos eine der dankbarsten Aufgaben vorlag, inso¬
fern es nur wenige Motive gibt , die so natürlich ein gleich¬
zeitiges Gehört- und Gesehenwerden ermöglichen , bietet das
Machwerk keine diskutable Neuerung , ja die akustische Umrah¬
mung des optischen Bildes, der man schon bei den Aufnah¬
men nachrühmte, sie würde zu einem bedeutsamen Schritt
auf dem Weg zur „Vollendung" , reicht nicht einmal an diverse
Grammophonplatten desselben Gegenstandes heran , ganz zu
schweigen davon , daß sie genau das Gegenteil dessen ist, was
man von einem „tönenden" Film erwartet , und daß sie trotz
der synchronisierten Laufbilder doch wieder in Ton und Film
auseinanderfällt . Man hätte .also selbst nach dieser Seite
fast ein Recht, die Fachleute Schafsköpfe zu nennen , wenn
nicht eben das ganze « ystem sich aufs neue als falsch erwiese .
Denn wir wiederholen nochmals: Es ist ein barbarischer Un¬
sinn, ein Werk , dessen Gestalt einmalig und nur in einer be¬
stimmten Kunstform denkbar ist, » ehr oder minder mechanisch
zu versilmen, und solange man nicht zur grundsätzlichen Er¬
kenntnis dieser .fundamental verschiedenen Disziplinen gelaugt«wird das Resultat immer fein, daß man es gröblich zerhaut
und seiner eigentlichen Wesenheit beraubt . Dagegen nach-
drücklichst zu protestieren wäre , allerdings nur Pflicht derer,
die wirklich — . qualitativ — Einiges von der »Kunst " ver¬
stehen , diese jedoch nicht so einfach dem Filmgeschäst und dem
Schlendrian der jetzigen Drehbuchfachmännerei ausgeliefert
wiffen wollen . H. Sch.

. Gegen die Behandlung Weingartners in Frankreich protestiert
nun in einem Artikel in der „Ere Nouvelle" Painlevb . Er
wolle nun die grundsätzliche Frage aufwerfen : Darf heut¬
zutage , während man für di« Annäherung Deutschlands und
Frankreichs arbeite, ' ein deutscher Künstter, der 1914 inmitten
der entfeffelten Leidenschaften aller Völker das Manifest der
93 unterzeichnet hat , in Frankreich „als unerwünscht" ange¬
sehen werden? Habe man von den zahlreichen französischen
Schriftstellern und Künstlern , die nt deu letzten Jahren in Ber¬
lin mit Beifall ausgenommen wurden . Rechenschaft verlangtüber das. was sie während deS Krieges dachten ? Habe nicht
auch Stresemann 1914 und 1918 Annektionsabftchten vertreten ,und doch sei er in Paris mit Beifall begrüßt worden, als er
den Kellogg -Antikriegspakt unterzeichnet« !

WTB . London , 17. März , (Tel . ) Rach einer Meldung ausKonlon hat man eine kommunistische Verschwör « « , unter denchinesischen Regierungstruppen aufgedeckt . In Swatow wur -den 73 Offiziere und Mannschastkn standrechtlich erschollen100 andere erwartet noch das gleiche Schicksal.

tkommu «istische Pr»p«ganda gegen » andfti
. Bombay, 17. März . (Tel.) Bei einer Versammlungun Bezirk der Baumwollspinnereien , in der Gandhi sprechenwollte , riffen gestern abend Kommunisten die Kongrehflaggeherunter und hißten eine rote Fahne , indem sie riefen -
„Rieder mit dem Kongreß, nieder mit Gandhi !" Gandhi hieltdann , dauernd von den Kommunisten unterbrochen, eine Rede,in der er sagte, der Kongreß werde zu der Unabhängigkeits.erklarung von Lahor« stehen , die auf dem kommenden Kongreßm Karachi erneuert werden solle.

kleine SbAontt
Von den Dornierwerken in Friedrichshafen wird mitgeteilt,daß der neue „Do. X" seiner baldigen Vollendung entgegen-geht. Voraussichtlich Ende des Monats März wird das Flug-

schiff seine ersten Probeflüge beginnen. — Der Bau des Flug -
schiffs „Do. X 3", das noch montiert werden muß, wird be¬
schleunigt. Beide Klugschiffe werden mtt je 12 italienischenFiatmotoren mit je 600 Pferdestärken ausgerüstet .

Die Straße von Montauban nach Bordeaux ist an mehrerenStellen , zum Teil auf 3 Kilometer Länge, durch Abgleite« von
Glimmerschiefer unpassierbar geworden. Der Kanal und die
Eisenbahn find bedroht, wenn das schlechte Wetter anhält . ZurAusbesserung der bisherigen Schäden sind , allein mindestens
sechs Monate notwendig.

In der Rühe der Neufundlandküste entstand auf dem Nobben-
färlger „Viking " nach einer Explosion ein Brand . An Bordwaren der Filmdirektor Frissel und 138 Mann Besatzung.Das Schiff verbrannte bis zur Wasserlinie. Die Überlebenden
retteten sich auf das Packeis . 50 Mann haben als erste die
Küste erreicht . Sie muhten von Eisscholle zu Eisscholle sprin¬gen. Mindestens 20 Mann sind umgekommen.

Der Philadelphia - New -Aork -Expreß ist bei Bristol in Penn -
sylvanien entgleist. Mehrere Passagiere sind schwer verletzt,einige Wagen den Bahndamm hinabgestürzt.

Bovsrhlage
dev Bad. Lmwwwfitdafisrammev
Der Weg der Selbsthilfe — Einheitlichkeit der Handels - und

Produktionspolitik
Die Badische Landwirlschaftskammer har denk badischenInnenministerium ein eingehendes Programm über die künf¬tige Gestaltung der Forderungsmahnahmen für dir badisch«

Landwirtschaft unterbreitet . Dieses Programm ist dieser Tageim Druck erschienen und der Öffentlichkeit übergeben worden.Die Vorschläge veschäftigen sich in erster Linie mit der staut,
lichen Landwirlschaftsförderung . Bedeutsam ist dabei, daß die
Landwirtschaftskammer auf eine durch die gesamte Bauern¬
schaft durchgehetide Bestrebung Hinweisen konnte, von den durchdie staatlichen Fürderungsmaßnahmen gewährten Möglichkei -ten sowohl in der Produktion wie im Absatz Gebrauch zumachen und so den Weg der Selbsthilfe zu beschreireii . ESwird erinnert an die Entwicklung der Qualitätstabakbau -Ver¬eine, an die Schädlingsbekämpfung und Sortenvereinbeit -
lichung im Obstbau, an die starke Beteiligung im freiwilligen
Tuberkulosetilgungsverfahren u. s . f. Die Vorschläge der Land¬
wirtschaftskammer sind zu einem erheblichen Teil lediglich alseine Ergänzung dieser Selbsthilfebestrebungen zu betrachten.
Grundsätzlich wird eine Stetigkeit in der Landwirtschaftsförde¬rung an Stelle der Sprunghaftigkeit verlangt . Die vielen rn-
gefangenen Arbeiten müßten zu Ende geführt werden.

Aus dem Gebiete der Milchwirtschaft wird ein Ausbau der
Organisationen sowohl der Erfassung wie des Absatzes der
Milch für erforderlich gehalten. Voraussetzung dafür sei ein
alsbaldiges Inkrafttreten des Milchgesetzes und die Durch¬führung der im Reichsmilchgesetz vorgesehenen Maßnahmen .Neben den organisatorischen Maßnahmen wird vor allem eine
Änderung des autonomen Butterzolles verlangt .

Bei der Rindviehzucht und -Haltung wird als produktions¬
politische Maßnahme die Vereinheitlichung und der Aufbaudes MilchkontrollvereinswesenS für notwendig erachtet, da¬
neben wird angeregt , die gesamte Pflege der Rindviehzuchtund -Haltung der Landwirtschaftskammer zu übertragen , um
damit eine Verbilligung und Vereinheitlichung aller Förde¬
rungsmaßnahmen auf diesem Gebiete zu erreichen. Zur För¬
derung des Absatzes sei der Ausbau der genossenschaftlichen
Viehverwertung und, besonders mit Rücksicht auf die Eigen¬
schaft Badens als Grenzland , die Förderung des Exportes an
Schlachtvieh von größter Bedeutung .

Bei der Geflügelhaltung müsse auf die genossenschaftliche
Eierverwertung und die Standardisierungsbestrebungen ein
besonderes Augenmerk gerichtet werden.

Auf dem Gebiet des Acker - und Pflanzenbaues wird zu¬
nächst eine grundlegende Änderung des Feldbereinl, ««, - -
wefenS für driiigend notwendig gehalten. Beim Getreidebau ,
sind vor allem Maßnahmen zur Förderung des Absatzes (Ber-
wendungszwang für Braugerste , Förderung der Ausfuhr von
Braugerste und Hafer ) zu ergreifen . Für den Kartoffelbau
werden fowohl produktionspolttisthe . (Verbilligung krebsfester
Saatkartoffeln ) als auch absatzpolitischer Maßnahmen (Zoll -,
schütz für Frühkartoffeln , Ausbau der Absatzorganisationen
u . dgl . ) verlangt .

Einen breiten Raum nehmen in dem Programm der Land-
wirtschaftskammer die sogenannten Spezialkulturen (Handels¬
gewächsbau, Gemüsebau. Obst- und Weinbau ) ein. :
' Zu der Forderung des Tabakdaues, der unter den Spezial¬
kulturen in Baden die erste Stelle einnimmt , werden Beihilfen
für den Ausbau der Qualitätstabakbauvereine sowie zur Er¬
richtung von Anlagen zum Trocknen und zur Fermentation
des Tabak« verlangt . Beim Hvpfenba« wird besonders auf
die Notwendigkeit hingewiesen, den Verwendungszwang für
inländischen Hopfen, der in der Notverordnung .des Herrn
Reichspräsidenten vom 1 . Dezember 1930 vorgesehen ist, auS-
zusprechen . Die Entwicklung des Gemüsebaues läßt neben
dem Ausbau der Erzeugergenoffenschaften. der Förderung best
Treibhausgemüsebaues , die Schaffung einer Lehrwirtschaft»
welche die neuesten Anbau - und Erntemethoden auszuprobieren
hätte , als eine der wichtigsten Maßnahmen zur Fürderting der
Produktion erscheinen . Als absatzpolitische Maßnahme wird vor
allem die Schaffung eines genügenden Zollschutzes genannt .

Parallel mtt der Förderung des Gemüsebaues gehe die Fmk»
derun , des Obstbaues. Im Vordergrund der Produktion»-



. fördernden Msbuahucer» steh» Per die Sortenvereinheitlichung .Di« Sortettvercinheitlichung ist eine der ersten Voraussetzun-

. gen . um Wider die Konkurrenz des Auslandes aufkommen zukönnen. Mst Hilfe von Zuschüssen aus den Mitteln des land¬
wirtschaftlichen Notprogramms zur Umpfropfung , alter Bauui -
Bestände und die Neuanpflanzungen sei bereits der Anfang auf
diesem Gebiete gemacht worden. Es sei dringend erforderlich,
Latz dieser Weg weiter beschritten werde. Zur Förderung des
Absatzes wird auch beim Obstbau vor allem ein besserer Zoll¬
schutz verlangt . . Da dies infolge der bestehenden Handelsver -'■träge bei einzelnen Erzeugnissen sehr schwierig sein wird, müsse
sich die Äutzenhandelspolitik einen klar umrissenen Plan auf -

, stellen , welche Maßnahmen im einzelnen zu treffen seieu. Für
den Fall, daß ein solcher Zollschutz nicht zu erreichen ist, wird
die Schaffung eines Südsruchtmonopols verlangt .

Auf dem ,Gebiete des Weinbaues wird die Errichtung von
. Muttergärten , die Beschaffung gemeinsamer maschineller Ein¬

richtungen für Schädlingsbekämpfung und Bodenbearbeitung
usw . gewünscht . Auf allen Gebieten wird natürlich auch die
Notwendigkeit einer nachdrücklichen Förderung des Genossen¬
schaftswesens betont.

Zum Schluß zählt die Landwirtschaftskammer die Maßnah¬
men zur Behebung der Notlage der Forstwirtschaft auf (ver¬
stärkter Zollfchutz , Abwehr des russischen Dumping , Einführung
von Einfuhrscheinen, Änderung der Tarifpolitik ) . Die Denk¬
schrift schließt mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit, daß
Handelspolitik und Produktionspolitik in einheitlichem Sinne
gkleitet werden müssen .

Vßarrvev ESevt
und dev Evans. Sbevkwchemrat

Verhandlung vor dem kirchlichen Brrwaltongsgericht
Wie schon kurz berichtet, ist am Montagvormittag das kirch-

liche Verwaltungsgericht unter dem Vorsitz des Präsidenten des
Berwaltungsgerichrshofes , Dr. Schneider, in Karlsruhe zu-
fammengetrelen , um über die Klage des Pfarrers Eckert
(Mannheim ) auf Aufhebung der gegen ihn verfügten Maß¬
nahmen des Evang . Oberkirchenraies zu verhandeln . Der
von dein klägerischen Vertreter Rechtsanwalt Or. Dietz (Karls¬
ruhe) ausführlich begründete Einspruch richtet sich gegen das
Redeverbot für Neustadt a. H.. gegen die Anordnung , eine Liste
über das künftige Auftreten vorzulegen, und endlich gegen die
vorläufige Amtsenthebung.

Der Vertreter des Obertirchenrats , Oberkirchenrat Friedrich,
kam in längeren Darlegungen zu dem Schluß , daß die oberste
Kirchenbehörde durchaus im Rahmen des ihr zustehenden Rechts
gehandelt habe , und beantragte , die Klage in vollem Umfange
wstenpflichtigabzuweisen. Er führte u . a . aus , daß die Kirchen¬
behörde den Pfarrer Eckert geduldet und getragen habe in der
Meinung , daß es ihm als den Führer der religiösen Sozialisten
gelingen werde, die der Kirche entfremdeten Massen in diese
hineinzubringen , dies trotz der dauernden Beschwerden und An¬
griffe gegen die Kirchenbehörde . Wegen der Art des Auf¬
tretens der Pfarrers Eckert, durch die das Wohl und der Be¬
stand der Landeskirche gefährdet worden sei, habe uian schließ¬
lich nicht mehr anders gekonnt, als in der bezeichneten Weise
gegen ihn vorzugehen. Ob seine starke politische Betätigung
ntit dem ' Amt des Pfarrers zu vereinbaren fei: werde im
dienstlichen Verfahren zu untersuchen sein. Die vorläufige
Amtsenthebung sei vom Verwaltungsgericht überhaupt nicht zu
behandeln, da sie keinen endgültigen Rechtszustand schaffe. Ihre
Anfechtung sei deshalb unzulässig.

Der ftlbst anwesende Kläger, Pfarrer Eckert, trat den Ar¬
gumenten des Ooertirchenrates entschieden entgegen. Die
Schuld an den Reustadter VorkommnissenMitte Dezember v. I .
trügen , die Nationalsozialisten, die die Versammlung , in oer
Pfarrer Eckert sprechen sollte , hätten sprengen wollen. Er
werde übrigens in 3 bis 4 Wochen erneut in Neustadt a . H .
sprechest. . Der Kläger machte dem Oberkirchenrat Friedrich
den Vorwurf der Parteilichkeit und fuhr fort, er vermisse die
Stellungnahme der Kirchenregierung zum Nationalsozialis¬
mus . Wenn man ihm seine politische Tätigkeit vorwerfe, so
müsse er demgegenüber feststellen , daß auch Kirchenpräsident
vr . Wurth seinerzeit im Brettener Bezirk rücksichtslos seine
politische Meinung als Angehöriger der Deutschnationalen
Partei vertreten habe. Die Dienstenthebung sei bewußt ge¬
wollt. Wir , so schloß Pfarrer Eckert, wollen aus dem Glauben
heraus eine neue Kirche vorbereiten ; wir wollen nicht die Auf¬
lösung der Kirche , sondern den Sturz des gegenwärtigen Kir¬
chenregiments. -

Nach einer Replik des ' oberkirchenrätlichen Vertreters , der
wiederholt unterstrich, daß die Kirchenbehürdepflichtgemäß ge¬
handelt habe , und nach einer kurzen Erwiderung des Rechts¬anwalts Or. Dietz erklärte Pfarrer Eckert nochmals, daß ihm
nach seiner Überzeugung unerhörtes Unrecht geschehen sei. das
er bitte, jetzt wenigstens formal gutzumachen. Unter diesen
Vorgängen habe die Kirchengemeinde Mannheim sehr gelitten .

Damit war die fünfstündige mündliche Verhandlung beendet.
Der Vorsitzende , Präsident Or. Schneider, machte auf die Not¬
wendigkeit einer eingehenden Prüfung der Rechtsfragen auf¬
merksam und teilte mit, daß die Entscheidung den Parteien
erst - «gehen ' werde, wenn die Gründe schriftlich fixiert sind .

Es wird mindestens eine Woche währen , bis über das Urteil
etwas veröftcntl ' cht werden kann.

A«s bt* Jttfcttfitei*
. . Der Badische Industrie - und Handrlstag hat an Reichs¬
kanzler vr . Brüning ein Telegramm gerichtet, in dem gegen
die Erhöhung der Einkommen- und Tantiemesteuer protestiert
wird. .

Znm Lohnstreit in der badischest Textilindustrie . Nachdem in
den Nachverhandlungen die Gewerkschaften über die Verbind-
lichkeitSerklärung die rechtliche und materielle Grundlage des
Schiedsspruches für unannehmbar erklärten , hat der Lvndes-
schlichter für Südwest , wie der Ettlinger .Landsmann " meldet,
nach Rücksprache mit den «zuständigen Referenten , im Reichs¬
arbeitsministerium die Parteien aufgefordert , ihn zu ermäch-
tigen, eine Änderung des Schiedsspruches .vorzunehmen, und
zwar sowohl nach der materiellen , wie quch nach der. recht¬
lichen Seite hin. Die Stellungnahme der Tarifpartejen ist
noch nicht bekannt.

Au» der Zigarrenindustrie . Die Firma Ri Max & Söhne .
Heidelberg, hat in ihrer Filiale in Waldangelloch den Betrieb
wieder ausgenommen. -

Die Firma Knnstgkiedertzau G .m.b.H ., Ettlingen, ' soll —
wie gemeldet worden war — deshalb von Ettlingen nach
Karlsruhe verlegt worden sein, weil ,chas Karlsruher Verfor -
gUngSamt den Sitz der Gesellschaft in Karlsruhe zur Herein¬
nahme von Aufträgen ' für vorteilhafter hält ". Dazu teilt uns

' das Hauptverforgungsamt Baden mit , dies treffenicht zu.
Eine Anregung , zur Verlegung der Firma , nach Karlsruhe - ist
von den Versorgnngsbehürden. nicht gegeben worden.

dev LsttdeSvsuviftadt
Neubau . am Strphausplatz , Am - Stephansplatz bei der

Hauptpost ist -nach .sehr langer - Bauzeit nun ein Neubau ent¬
standen, der

_
— von Stadtdaudirektor «Beichel entworfen und

durch das . städtische Hochbauamt . ausgeführt . — ein Ladenge¬
schäft, eine Shell -Großtankstelle »mp zwischen beiden, durch
getrennte Treppenschachte zugänglich, eine geräumige unter¬
irdische Bedürfnisanstalt enthält . Ter ganze, in den Formender Neuzeit gehaltene Bäu fügt sich gut in das Platzbildein. Sämtliche Bauarbeiter !

’
sind Lurch Karlsruher Firmen

hergestellt worden.
Gastspiel Madame Karoly. In dem Nkenschen lebt von

jeher der Wunsch, in die Zukunft schauen zu können, das
Dunkel, das vor uns liegt, : zu lichten . .ES bildeten sich Sy¬
steme und Gruppen , die auch das Hellsehen , d . h. das Sehenin die Vergangenheit wie auch in die Zukunft versuchen .
Auch heute treten immer neue Namen auf . To konnte man
in Karlsruhe eine Frau kennen lernen , die jedenfalls Ver¬
blüffendes leistet . Am ersten Abend ihrer Gastspiele, am
Samstag , legte Frau Karoly vor einem nicht sehr zahlreichen
Publikum Beweise ihres Könnens ab . Sie löste die schwer¬
sten Experimente im Rahmen des Gedankenlesens mit einer
Leichtigkeit , die den Beifall des Publikums hervorrief . Ihr
Manager Camillo, dessen Wiege in Ilngarn stand , zeigte im
ziveiten Teil der Vorführung einige Experimente . Diese be¬
ruhten alle auf der Hypnose , das heißt, der Wille des Me¬
diums war ausgeschaltet und es gehorchte dem Willen und
den Gedanken des Managers . Im dritten Teil richtete das
Publikum Zukunftsfragen an Madame Karoly, die alle promvt
beantwortet wurden. Sie gab auch mit größter Genauigkeit
Auskunft über Vermißte und Gefallene im Weltkrieg; außer¬
dem über den Verlauf von Krankheiten, Erbschaften usw. Der
Manager führte anschließend noch einige Heilexperimente,
auf Grund der Methode Couö , durch . Spontaner Beifall am
Schluß der Vorführung zeigte , daß Madame Karoly und ihr
Manager Camillo durch ihre Vorführungen die Gunst des Pu¬blikums erworben hatten.

VIII . Sinfoniekonzrrt des badischen Landestheaterorchesters.
In der Vortragsfolge des vorletzten Sinfoniekonzertes (Mitt¬
woch , den 18. März ) dieses Winters darf neben der Jupiter -
Sinfonie Mozarts , mit der bekanntlich der Abend eröffnetwird, vor allem noch ein Oboenkonzert Haydns lebhaft inter¬
essieren ; denn mit Paul Kampfe als Solisten wird da ein
Werkchen des klassischen Meisters erstmals hier aufgeführt ,das in seiner dreisätzigen Eigenart ganz entzückend und ein
Produkt echtester Musizrerlaune ist. Auch Rimskij-Korssakows
glänzendes Orchesterstück „Capriccio espagnol" , womit der
Dirigent Rudolf Schwarz die zweite Programmhälfte be¬
schließt, erfordert ob des darin sehr charakteristisch westlichorientierten Rußlandes erhöhte Aufmerksamkeit.

Über die erste große Auslandsreise des Kreuzers „Karls¬
ruhe" in der zweiten Hälfte des vorigen Jahres , die ihn durch
das Mittelmeer , nach Afrika (besonders in die früheren deut¬
schen Koionaigebiete) , in die Südsee und nach Brasilien führte ,wird in der Patenstadt Karlsruhe der Kommandant , Kapitän
zur See Lindau, einen Lichtbildervortrag halten . Eine große
Zahl ausgezeichneter Lichtbilder (über 170) , die er auf der
Reise aufnahm , wird er in -diesem Bortrage , der am Samstag ,den 21. März , 20 Uhr , im städtischen Konzerthaus ftattfindet ,der Karlsruher Bevölkerung vorführen . Der Vortragende wird
neben einer kurzen Beschreibung des Schiffes selbst auf die
Notwendigkeit und den Zweck der Auslandsreisen unserer
Schiffe eingehen , wobei besonders der Aufenthalt in den ehe¬
maligen deutschen Kolonien Ost - und Südwestafrika , sowie
während der Revolutionszeit in Brasilien behandelt werdenwird. Der Eintritt zu diesem Vortrage ist frei . Zur Vermei-
düng einer Überfüllung werden Eintrittskarten ausgegeben
(gegen eine Kartenkontrollgebühr von 10 Jipf ) . Die Kartenwerden ab nächsten Montag in der Auskunftsstelle des Ver-
kehrsvereins, Kaiserstrahc Nr . 169, Eingang Ritterstratze, undm der Musikalienhandlung Fritz Müller (Kaiserstratze, Ecke
Waldstraße) abgegeben . Alle Karten sind unnummeriert .

Bericht der Bad. Landeswetterwarte, Karlsruhe , von heute
morgen : Die bestehende Druckverteilung stellt weiterhin die
Fortdauer des heiteren und trockenen Ostwetters in Aussichk,da das europäische Hochdruckgebiet sich noch Wetter verstärkthat . — Boraussage : Fortdauer des heiteren und trockenenWetters , in der Ebene leichte Nachtfröste , im Hochschwarzwaldtagsüber mildes, sonniges Wetter.

Wafferstände: Waldshut 262 —4 , Basel 74 —2 , Schuster¬insel 132 —1 , Kehl 290 unverändert , Maxau 471 —4 , Mann¬
heim 380 —8, Caüb über 300 Zentimeter .

Bürgermeisterwahlen. In Neuthard bei Bruchsal wies die
Bürgermeisterwahl eine Beteiligung von 93 Prozent auf , von
773 Wahlberechtigten stimmten 717 ab. Es erhielten : Adam
Stork II 207, Adam Münch 166, Anton Kistner 97, Anton
Baumgürtner 93, Eugen Bohn 77. Robert Baumgärtner 74
Stimmen . Somit erreichte keiner der insgesamt 10 Kandida-
len d >e nötige Mehrheit. Es ist ein neuer Wahlgang notig . —
In Buggingen wurde Bürgermeister Ritter mit 269 von 377
Stimmen zum zweiten Male .wfedergewählt. — In Güttingen
erhielt Landwirt Heinrich Aichen 121 Stimmen und wurde
Bürgermeister, vor seinem Gegenkandidaten, der 101 Stim -
men auf sich vereinigte. — Zn Orsingen wurde mit etwa 200
gegen 70 Stimmen Bürgermeister Krfsing zum drittenmal
wiedergewählt.

Ergänznngswahlen zum Heidelberger Bürgeransschuh . Bei
der Wahl des gemischt-beschließenden Ausschnjfes durch den
Bürgerausschuh in Heidelberg wurden folgende Stimmen ab¬
gegeben : Sozialdemokraten 10 (2 Sitze) , Nationalsozialisten
40 (6) . Kvmmünisten 11 (1 ) , Gemeinschaftslisto» (Zentrum , Gv.
Volksdienst , Staatspartei , Bürgerbund und Deutsche Volks¬
partei ) 33 (£>) . — Dann folgte die Wahl des Stadtverordneten¬
obmannes , nachdem der früher gewählte nationalsozialistische
Vertreter jein Amt niedergelegt hatte. Diesmal hatten sich
hier die bürgerlichen Parteien und die Sozialdemokraten ge¬
einigt. so daß di« Wahl auf den Zigarrenfabrikanten -Neuhaus
(Zentr . ) fiel.

Die Bezirksratswahlrn in Wrrtheim . Am Sonntag haben
die Nachwahlen zum Bezirksrat Wertheim stattgefuuden. nach¬
dem die Wahlen vom November 1930 für ungültig erklärt
worden waren . Es erhieltet, Stimmen und Sitze : Zentrum
1867 (gegen 2311 am 16. No- dmber ) . 3 Sitze wie bisher , Na¬
tionalsozialisten 1842 (2214) 3 wie bisher, . Ev. Volksdienst
966 (674 ) , , 1 : wie bisher, Sozialdemokraten 450 (518). 0 wie
bisher , Deutfchnationale Volkspartei 212 (232 ) , 0 wie bisher .
Die Wahlbeteiligung war erheblich geringer als im November
und betrug 46 Prozent .- Der Ev. Volksdienst konnte gegenüber
der - letzten ' Bezirksratswahl feinen Bestand um 292 Stimmen ,
gleich 40 Prozent , steigern. .

Landgrrichtsrat Gustav Scharfer +
- . DZ . Konstanz» 16. März . In der vergangene» Nacht ist
. Landgerichtsrat Gustav Scharfer an . einem Herzschlag derstor»

den . Er hatte vor einigen Tagen eine Operation glücklich über-
starwen und befand sich bereits auf , dem Wege der Besserung.
Er hat - ein Alter von 60 Jahren erreicht. Geboren in Lörrach,1898 Amtsrichter in Tauberbischofshein,, 1900 Oberamtsrichterund Landgerichtsrat in Mannheim und seit 1908 als Land¬
gerichtsrat in Konstanz tätig . Die Landessynode der evang.-
Protest. Kirche in Baden, deren Mitglied er war, wählte ihnim letzten Jahre zu ihrem Präsidente n .

DZ . Heidelberg, 17 . März . Direktor Or. Karl Lohmeyer,der Leiter des Kurpfälzischen Museums in Heidelberg , der
hier seit 1912 wirkt, tritt am 1 . Jlpril in den Ruhestand und
wird feinen Wohnsitz später in Saarbrücken nehmen. -

Kandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

17. Mar, 16. März
Srlb « ritt « «id ttriet

Amsterdam 100 G. 168 .17 168 .51 168.16 . 168 .50
Kopenhagen 100 Kr. 112 .22 112 .44 112.21 . 112 .43
Italien . . 100 L. 21 .98 22 .02 21 .98 22 .02
London . . 1 Pfd . 20.383 20 .423 20.384 20.424
New-Uork . 1 D. 4 .1060 , 4 .2040 4.1965 4 .2045
Paris . . . 100 Fr . 16.414 16.454 16.419 16 .459
Schweiz . . 100 Fr . 80 .72 80 .88 80.74 80.90
Wien 100 Schilling 53 .975 59 .095 58.98 59 .10
Prag . . . . 100 Kr. 12 .432 12 .452 12.429 12.449

Rach dem Ausweis der ReichSbant vom 14. Mürz 1931 hat
sich in der zweiten Märzwoche der Umlauf an Reichsbank¬
noten um 176,8 Millionen auf 3968,0 Millionen Reichsmark
verringert , derjenige an Rentenbankscheinen um 1,0 Mil¬
lionen auf 402,5 Millionen Reichsmark erhöht. Die Bestäub«
an Gold und deckungsfähigen Devisen haben sich um 20,5 Mil¬
lionen auf 2495,3 Millionen Reichsmark erhöht. Die Dek»
kung der Noten durch Gold allein erhöhte sich von 55,1 Proz .
in der Vorwoche auf 57,6 Proz ., diejenige durch Gold und dek -
kungsfähige Devisen von 59,7 Proz . aus 62,9 Proz .

Badische Bank, Mannheim . Die am Samstag unter Vorsitz
des Herrn Or. Benno Weil stattgefundene Generalversamm¬
lung erledigte , wie schon gemeldet - die Regularien und setzte
die sofort zahlbare Dividende auf 10 Proz . für die Stamm¬
aktien und 6 Proz . für die Vorzugsaktien fest. Die aus¬
scheidenden Aufsichtsratsmitglieder, die Herren Finanzminister
Dr. Schmitt , Karlsruhe , Kommerzienrat vr . Frank , Berlin ,
vr . Graf Douglas , Schloß Langenstein, und Reichsfinanz¬
minister a . D . l)r. Köhler, Berlin , wurden wiedergewählt. Neu
in den Aufsichtsrat gewählt wurde Ministerialrat Gustav
Strohm , Karlsruhe .

Staatsanreksev
Difziplinarhof für dir Mitglieder de»

KreiSratS und der AnSfchüffe und für die
Kreisbeamten.

I . Gemäß 88 42 Abs . 3 und 54 Abs. 3 der Kreisordnung wer¬
den mit Wirkung vom 21 . März 1931 auf die Dauer von vier
Jahren zu Mitgliedern des beim Verwaltungsgerichtshof in
Karlsruhe gebildeten Disziplinarhofs und zu ihren Stellver¬
tretern ernannt :
a) Als Mitglieder des Disziplinarhofs für die Mitglieder de»

Kreisrats und drr Ausschüsse
)88 25 und 39 Kreisordnung ) :

1. Oberlandesgerichtsrat i. 9t Stritt in Karlsruhe ,2. Oberbürgermeister vr . Meister in Bruchsal,3 . Parteisekretär Oskar Trinks in Karlsruhe -
Als Stellvertreter :

1 . Für Oberlandesgerichtsrat i. R. Sttitt :
Rechtsanwalt Wilhelm Frey in Karlsruhe ,
Bürgermeister Or Grüninger in Bühl,
Verlagsdirektor Heinrich Lintz in Mannheim.

2. Für Oberbürgermeister vr . Meister:
Bürgermeister Götzmann in Rastatt,
Amtsgerichtsdirektor Moll in Mannheim,
Rechtsanwalt Or. Kopf in Freiburg .

3 . Für Parteisekretär Trinks :
Oberbürgermeister i. R . Lehmann in Villingen,
Bürgermeister Schneider in Gaggenau,
Stadtmüller Jakob Wöhrle in Hornberg.

d ) Als Mitglieder des Disziplinarhofs für Kreisbeamte.
1 . Verwaltungsdirektor Sahr in Baden-Baden,2. Kreisfürsorgearzt vr . KappeS in Karlsruhe ,
3 . Kreisoberpfleger Friedmann bei der Kreispflegeanstalt

Hub.
AlS Stellvertreter :

1 . Für Verwaltungsdirektor Sahr :
Verwaltungsdirektor Weinspach in Karlsruhe ,Verwalter Kopp bei der Kreispflegeanstalt Hub ,
Werkführer Seiler bei der Kreispflegeanstalt Hub .

2 . Für Kreisfürsorgearzt vr . Kappes :
Anstaltsdirektor Or meck . Gerke bei der Kreispflegeanstalt

Hub,
Kreisrechnungsrat Maag in Heidelberg , : .
Kreisfürsorgerin KranSman« in Karlsruhe.

3 . Für Kreisoberpfleger Friedmann :
Kreisamtmann Bangert in. Offenb.urg, . . .
Kreisfinanzinspektor Krauth in Weinheim,
Oberin Maurath bei der Kreispftegeanftalt Hub .

Die unter a) genannten Stellvertreter sind zugleich allge¬
meine Stellvertreter für sämtliche Mitglieder ' des Disziplinar¬
hofs die aus dieser Gruppe bestellt stiid. '

Für die unter b) angeführten Stellvertreter gilt das gleiche
hinsichtlich sämtlicher Mitglieder de» Disziplinarhofs an» der
Gruppe der Kreisbeamten . . ■ *
' K a rlSruhe , den 7. März 1931.

DU Minister des In «»»» .
_ Witte mann . _

Ernennungen , Versetzungen , Zurruhesetzungen usw.
der planmäßigen Beamten

A« S dem Bereich des JnstizmiaistrrinmS
Ernannt :

Oberauffeher Fridolin Ehrlacher beim Landesgefängnis
Mannheim zum Inspektor .

. . . . Zur Ruhe gesetzt :
Gerichtsverwalter Adolf Deck beim Amtsgericht Freüburg

hi» zur Wiederherstellung seiner Gesundheit.
Gestorben: - -

Gerichtsverwalter Michael Höflrr beim Amtsgericht Kehl .

E. Büchle Inhaber * W, Beetseh
c> Kaiserstraße 132
* Spezialhaue für Bilder u. Einrahmungen Gute Ausführung bei

billiget . Berechnung .
GroBe Auswahl
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Obwohl diese Frage in den letzte« Monaten wiederhott in
de» Tageszenungen besprochen worden ist, bestehen über ihre
Beantwortung in weiten Kreisen der Bevölkerung vietsach doch
itoch grotze Unklarheiten. Es sei deshatv nochmals darauf hin-
gewtezen. daß für das Rechnungsjahr 1930 (also für die Zeit
vom 1. Aprrt I960 vis Ende März 1931) die Bürgersteuer von
allen Personen erhoben wird, die am 19. Oktober 1939 in
Karlsruhe wohnten und an diesem Tage über 29 Jahre alt
« »reu . Wer diese beiden Voraussetzungen am 10. Oktober
1930 erfüllte , ist grundsätzlich bärgersteuerpflichti^ auch » eu»
sich die Berhältuiffe nachher geändert haben. In Karlsruhe
bleiben daher — und »war für das ganze Rechnungsjahr 1930
— auch alle über 20 Jahre alten Personen steuerpflichtig, die
nach dem 10. Oktober 1930 von hier weggezogen find. Die
Bürgersteuerpflicht für 1930 erlischt sogar auch dann nicht,wenn' der Steuerpflichtige nach dem 10. Oktober 1930 gestorben
ist; in diesem Falle hat , wenn der Steuerpflichtige verheiratet
war , der überlebende Ehegatte , sonst sein Erbe für die Bürger¬
steuer aufzukommen. Wichtig ist zu wissen, daß die Steurr -
pflicht für 1939 »Mg uuabhängi , ist vom Bezug eine» Ein¬
kommens. Auch wer keinerlei Einkommen hat. ist für 1930
bürgersteuerpflichtig, allerdings nur mit der Hälfte des Nor¬
malsatzes, also mit 3 Mt . Die weitverbreitete Meinung , daßnur derjenige bürgersteuerpflichtig sei, der selbständig auf
eigene Rechnung lebt oder wenigstens ein selbständiges Ein¬
kommen hat, ist nicht zutreffend . Diese in der Notverordnungvom 1. Dezember 1930 enthaltene Bestimmung tritt erst ab
1 . April 1931, also erstmals für das Rechnungsjahr 1931 in
Kraft . ES ist auch nicht richtig, wenn — wie es vielfach ge¬
schieht — angenommen wird, datz bis zu einem Jahresein¬kommen von 900 UM keine Steuerpflicht bestehe . Dieses Jahres¬einkommen spielt nur dann eine Rolle, wenn der Steuerpflich¬
tige eine Rente aus der Sozialversicherung (Unfall-, Inva¬liden-, Angestelltenversicherung) bezieht, wovon weiter unten
noch die Rede sein wird . Es sei also wiederholt festgestellt :
Für das Rechnungsjahr 1930 ist grundsätzlich jede Person ohne
Rücksicht auf ihre Einkommensverhältniffe bürgersteuerpflichtig,wenn sie am 10. Oktober 1930 in Karlsruhe wohnte und an
diesem Tage 20 Jahre alt war . Steuerpflichtig sind daher auchalle über 20 Jahre alten Lehrlinge, Volontäre , Studenten , im !
Haushalt der Eltern lebende Kinder ohne eigenes Einkommen,ferner alle Gewerbegehilfen und Hausangestellte, die berm Ar- !
beitgeber nur Wohnung und Verpflegung erhalten , und alle iim Haushalt der Kinder lebenden Eltern , auch wenn sie ganzvon ihren Kindern unterhalten werden I

Ausgenommen von der Steuerpflicht sind nur solche Personen ,
1 . die am 10. Oktober 1930 vom Wahlrecht auSgeschloffrnoder rechtlich in der Ausübung de» Wahlrecht» behindertwaren oder bei denen an diesem Tage die Ausübung de»

Wahlrechts ruhte ;
2. die am IS. Februar und 20. März 1931 Arbeitslosen- oder

Krisenunterstützung empfangen haben ;
3. die am IS. Februar und 20. März 1931 laufend öffent¬liche Unterstützung bezogen haben;
4. die am 15. Februar und 20 . März 1931 Renten aus der

reichsgesetzlichen Sozialversicherung empfangen haben, so¬fern sie nicht bereits unter Nr . 3 fallen und ihr gesamte»
Jahreseinkommen 900 UM nicht übersteigt ;

5. die am 15. Februar und 20. März 1931 eine Zusatzrentenach ß 88 des Reichsversorgungsgesetzeserhalten haben.
Liegen die Voraussetzungen der Nr . 2 bis 5 nur am 15. Fe¬bruar 1931 oder nur am 20. März 1931 vor, so gilt die Be¬freiung nur für die Hälfte der Bürgersteuer .
Zu vielen Zweifeln Anlatz gegeben hat die Fassung derNr. 1 der Befreiungsbestimmungen ; aus ihr glaubten nicht nurdie Ausländer und Staatenlosen , sondern auch viele deutscheStaatsangehörige , die bei den Gemeindewahlen im November1930 hier nicht wählen durften , weil sie noch nicht 6 Monatein Karlsruhe wohnten, ihre Befreiung von der Bürgersteuerableiten zu können. Die von diesen Kreisen vertretene Ansichthat sich jedoch nicht als stichhaltig crwresen. Was zunächst dieAusländer und Staatenlosen anbelangt , so mutz darauf auf¬merksam gemacht werden, dah diese nicht zu den in Nr . 1 der

Befreiungsbestimmungen erwähnten Personen gehören, daihnen ein Wahlrecht von vornherein überhaupt nicht zusteht.Um dies noch besonders klarzustellen, hat der Reichsfinanz¬minister in seiner Verordnung vom 15. Januar 1931 ausdrück¬lich festgelegt » datz die Ausländer , soweit ihnen nicht unterWahrung der Gegenseitigkeit nach allgemeinen völkerrechtlichenGrundsätzen oder nach besonderen, mit anderen Staaten ge¬troffenen Vereinbarungen ein Anspruch auf Befreiung von denpersönlichen Steuern zusteht , zur Bürgersteuer heranzuziehensind . Von den deutschen Staatsangehörigen , die bei den letz¬ten Gemeindewahlen nicht wahlberechtigt waren , weil sie nochnicht 6 Monate lang in Karlsruhe wohnten, ist zu beachten ,datz Nr . 1 der Befreiungsvorschriften nicht auf das Gemeinde-,sondern — wie aus einem Runderlatz des Reichsfinanzministers! vom 3. Dezember 1930 hervorgeht — ganz auf das Reichstags¬wahlrecht abgestellt ist. Nach diesen » Runderlatz waren näm-> lich am 10. Oktober 1930
i a) vom Wahlrecht ausgeschlossen nur die Personen , die ent¬mündigt waren oder unter vorläufiger Vormundschaft oder> wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft standen, oder

die rechtskräftig durch Richterspruchdie bürgerlichen Ehren ,rechte verloren hatten ;b) tn per Ausübu «, ihre« Wahlrechts behiudert nur die Per .sonen, die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche lneiner Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht waren , fernerStraf , und Untersuchungsgefangene sowie Personen , dieinfolge gerichtlicher oder polizellicher Anordnung in « er.Währung gehalten wurden (mit Ausnahme der aus politi-scheu Gründen in Schutzhaft gewesenen Personen ).Die
^ AuSübu«, pe» Wahlrecht» ruhte am 10. Oktober 1930nur für die Soldaten , die an diesem Tage der Wehrmacht an¬gehörten.

Hieraus geht hervor, Paß sowohl Ausländer «np Staaten¬lose, als auch alle deutschen Staats «« , «hörigen, die bet denletzten Gemeindewahleu noch nicht « Monate in Karlsruhewohnten, für 1939 bürgersteuerpflichti, sind, wenn sie am10. Oktober 1930 in Karlsruhe wohnten und an diesem Tageüber 20 Jahre alt waren.
Die übrigen Befreiungsvorschrlsten hoben weniger Zweifels¬fragen hervorgerufen. Vielfach wird allerdings die Meinunggeäutzert, datz Arbeitslosigkeit allein schon die Befreiung vonder Bürgersteuer begründe ; dies ist jedoch, wie aus dem Wort-laut der Nr. 2 klar hervorgeht, nicht der Fall , vielmehr mutzder Arbeitslose auch Arbeitslosen- oder Krisenunterstühyngbezogen oder aber (nach Nr. 3) beim Fürsorgeamt in laufenderUnterstützung gestanden haben. Notwendig erscheint auch nochein Hinweis darauf , dah die unter Nr . 1, 2, 3 und S fallendenPersonen schlechthin - ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Ein¬kommens — von der Bürgersteuer befreit werden, währendSozialrentner , die vom Fürsorgeamt keine laufende Unterstüt¬zung bezogen , keinen Anspruch auf Befreiung haben, wenn ihrgesamtes Jahreseinkommen 900 UM übersteigt. Erwähnt seiendlich noch, daß eine Befreinng von der Bürgersteuer nurdann eintreten kann, wenn der Steuerpflichtige da » Borliegendes Befreiungsgrundes nachweist . Es geitügt also nicht, datz er

z . B . der Stadthauptkaffe schreibt, er habe keine Bürgersteuerzu zahlen, weil er eine Invalidenrente beziehe ; er muh viel¬
mehr auch seinen Rentenbescheid vorlegen.

Schlietzlich darf bei dieser Gelegenheit wohl auch noch der
mehrfach geäutzerten Auffassung, dah die Bürgersteuer nichtbeitreibbar sei, entgegengetreten werden. In den Durchfüh¬
rungsbestimmungen des Reichsfinanzministers vom 4 . Sep¬tember 1930 ist ausdrücklich bestimmt, dah die Betreibung der
Bürgersteuer den Gemeinden obliegt, und datz die Bürger¬steuer, wenn auf Grund einer öffentlichen Bekanntmachung
nicht rechtzeitig gezahlt wird, ohne besondere Aufforderungoder Mahnung von der Behörde, an welche sie zu entrichten ist,nach Landesrecht (bei uns also nach den für die Beitreibungder Gemeindesteuern matzgebendenBestimmungen der Betrei¬
bungsordnung für die Gemeinden) beigetrieben werden kann.Neuheiten fürdiekommende
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Carl Schöpf
Mantel - , Kleider - , Seiden - , Druck - und Waschstoffe
Fertige Damen - u . Mädchenkleidung , StrickkleidungHerren- und Knabenkleidung , Herren- und Knabenanzugstoffesind in vielseitiger Auswahl zu niedersten Preisen vorrätig

Todes -Anzeige
Es hat Gottgefallen , meinen inniggeliebten , herzensgutenMann ,unseren lieben Schwiegersohn , Bruder und Onkel

Landgerichtsrat

Gustav Schaefer
Präsident der evangelischen Landessynode

am Sonntag, den 15. März, nachmittags 3 Uhr, im 61. Lebensjahreunerwartet rasch in die ewige Heimat abzurufen .
Konstanz , den 17. März 1931,Seestraße J

L .49

In tiefer Trauer:
Frau Elisabeth Schaefer

geb . Brunner.

L .30 . Bruchsal. I » dem Konkursverfahren über da»
Vermögen der Firma Andreas Sauer , Zigarrenfabrikin Bruchsal ist die Verwertung der Konkursmasse be¬
endigt und die Schlutzrechnung durch den Gläubiger»
ausschutz geprüft . Nach Abzug der Kosten de» Ver¬fahrens und der an die absonderungsberechtigten Gläu¬biger auszuzahlenden Beträge beträgt di« zur Verteilungan dieKonkursgläubiger vorhandene Waffe 10718,52 XS .
Hiervon find zu befriedigen die Konkurs,

gläubiger gemätz § 61 Ziffer 1 der K O-mit . 6 205,32 XM
Zur Verteilung an die KonkurSgläubiger

gemätz 8 61 Ziffer 2 der K .O - derblei.
den somit . 4 513,20 LS
Die Forderungen der Gläubiger gemätz § 51 Ziffer 2der K.O. betragen 8205,82 Stk . Die Konkursquotefür diese Gläubiger beträgt somit 55 ' /, .Die KonkurSgläubiger gemätz 8 61 Ziffer 3—6 derKO - fallen mit ihren Forderungen aus -Die Gläubig« gemätz § 61 Zrffrr 1 d« SUD- habenin Höhe von 5555,27 SW . bereits im Jahre 1928 Zah.

lung erhalten .
Bon den Gläubigern gemätz § 61 Ziffer 2 der KO -haben im Jahre 1929 Zahlung erhalten :Da » Finanzamt Bruchsal mit . . . . 3 013,90 StSDi « Gemeindekasse Elsenz mit . . . 207,52sts

zusammen . . 3221,42 L «
Bruchsal , den 11 . März 1931.

Der KouknrSverwelt « :
Rechtsanwalt Fritz Reinmuth in Bruchsal

Schlotzstrahe 4 a-

Karlsruhe. A .522

Güterrechtsregistereinträge.
1 . Zu Band II Seite 62 :

HerrenknechtFriedr -, Bäcker-
meist« , Karlsruhe und
Maria geb - Schneiderhan-
Vertrag vom 6 . Febr- 1931 .
Gütertrennung . II . III . 31 .

2. Seite 63 : Hnnzer Anton,
Techniker , Karlsruhe und
Hermine geb- Leuthner.
Vertrag vom 27 . Febr. 1931.
Gütertrennung .

3. Seite 64: Kram« Adolf ,
Kaufmann , Karlsruhe und
Amalie geb. Dahn . Ver¬
trag vom 26. Febr . 1931 .
Gütertrennung .

4 . Seite 65 : Merkt Do¬
minik, Mechaniker , Karls -
ruhe und Sofie geb . Geige».
Vertrag vom 26 . Febr . 1931.
Gütertrennung .

5. Seite 66 : Leeß Theo-
dar, Kaufmann , Karlsruhe
und Martha gev. Bock.
Vertrag vom 2. März 1931 .
Gütertrennung . 13. III . 31 .

Amtsgericht Karlsenh«.

Landesbestimmungenüber die Förderungde» Wohnungsbaues vom 9.Febr. 1931
Anträge betr. Gewährung von ginSzu»

fchüffen zu Aeubanwohnnngen fürBeamte 1939 und 1931. (Formbl. 33)
Anträge auf Wohnungsbaudarlehen,ginSzufchuh , Bürgschaft (Formbl. 34)
AuSfallhaftung d. Staate »,LandeSzufchutzf. Wohnungsbaudarlehen (Formbl. 35)
LaadeSfonderdarlehen, LandeSsonderzu -

fchutz für Eigenheim« von Schwer »
kriegSbeschädigten und kinderreiche«Familien lFormbl. 881

LandeSsvaderdarlehen, LandeSfonderzu »
schuh für Wohnungen von Bänder»
«tntgungen f. Schwerkriegsbeschädigteund kinderreiche Familien lFormbl. 37)

Anzeige über bewilligte Daudarlehenund ZinSzuschüffe (Formbl. 88)
Werkverträge
Besonder« BertragSbedingungea für die

Vergebung von Lauleistungen
Aegistrterstreifen für Barometer ufw.

I Alle Vordrucke , Scheckhefte und
Kontobücher für Läadl. Strebttver -eine, Spar» «nd DarlehenskassenI

3 u beziehen von
DtuM 8 . Braun G. tu i. H., Karlsruhe,

Karl »Friedrich -S ratze 14

_ Staats- und
Gemeindebehörden
sind unsere Abonnenten. Wollen Sie
diese auf IhreFirmaaufmerksammachen,
so inserieren Sie in dem offiziellen
Organ der badischen Regierung der

KARLSRUHER ZEITUNG
BADISCHER STAATSANZEIGER

1 B . G. B . H . =

B&NKUND SMASSE

Älteste
Handwerker - und
M ittelstands - Bank
am Platze i

51 =
l Geschäftshaus : Kreuzstrasse 1 m

Telefon - Nummer 6227 — 29 W

IIS

Die Bewerbungsfrist für
die zu besetzende Stelle des
Kehrbezirk » Weinheim II
mit dem Sitz in Grotz -
sachsen wird bis 25. März
1831 einschlietzlich ver¬
längert . R -354

Weinheim, 14. März 1931 .
Be». Bezirksamt .

Bruchsal. R .352
Güterrechtsregifterein-

trag Bd. III S . 234 :
Hahn, Leopold , Kauf¬
mann in Bruchsal, und
Anna geb. Bär in Bruch¬
sal. Durch Vertrag vom
17. Januar 1931 ist die

Errungenschastsgemein-
schast nach den 88 1519 ff.
BGB . verenlbart . Barbe
haltsgut der Frau soll,
abgesehen von dem nach
8 1369 und 1370 des
BGB . Erworbenen fein:
a) das in § 2 des er¬
wähnten Vertrages näher
beschriebene Vermögen,
d) alles , waS die Frau
von Tode» wegen erwirbt
oder was ihr unter Le¬
benden von einem Dritten
unentgeltlich oder al » be

lastete Schenkung zuge¬
wendet wird.

Bruchsal, 5. März 1931.
Amtsgericht I .

Mittwoch, 18 . März 1931

Leitung : Rudolf Schwarz
Solist : Paul Kämpf«<Oboe>
Mozart : Jupiterfinfonie
(C-Dur ). Haydn : Oboen¬
konzert (Erstaufführung ) .

Rimsky- Korrsakow:
Capriccio espagnole

Anfang 20 Ende 21 */4
Preise 1,50— 5 XM

Donnerstag , 19. 3. Sylvia
kauft sich einen Rann .
Fr . 20. 3. DieLiebeSprobe.
Hierauf : Josephslegende.
Sa . 21 . 3. Wiener Avend.
So . 22. 3. Zum erstenmal:
Der Mantel . Hierauf :
Zum erstenmal : Schwester
Angelika. Hierauf : Neu
einstudiert : Gianni Schirchi -
Im KonzerthauS - Zum
erstenmal : Meine Frau ,
hnft ftmtilfitt .

Druck Ä . Braun . Karlsruhe .
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